
8 Dienstag, 23. Januar 2024Schweiz

Verraten und an Napoleon verkauft
Helvetische Soldaten wehren sich 1803 gegen die unrechtmässige Eingliederung in die französische Armee

PETER MOSER, THOMAS BOLLI

Hans Konrad Escher von der Linth
notierte 1803 in einem Brief an seinen
Freund, den Pfarrer und Pädagogen
Johann Rudolf Steinmüller: «In Bern
machen die helvetischen Truppen gross
Spektakel, indem sie nicht nach Frank-
reich ziehen wollen; weil sie nur für die
Schweiz engagiert wurden. Sie haben
recht; aber dies hilft halt nicht viel auf
dieser Erde.»

Es ist nur eine Fussnote in der Ge-
schichte der Helvetik. Aber eine, die
von der Ohnmacht der Soldaten er-
zählt, die vornehmlich aus den unters-
ten sozialen Schichten stammten. Ver-
traglich hatten sich dieWehrmänner für
den Dienst innerhalb der Landesgren-
zen verpflichtet. Ein Beschluss der hel-
vetischen Regierung versprach ihnen,
dass sie «in der helvetischen Legion eine
befriedigende Besoldung und väterliche
Fürsorge» erwarten könnten. Ihre Auf-
gabe war es, «die Grenzen Helvetiens zu
beschirmen». Diese Truppe ist von den
sogenannten helvetischen Halbbrigaden
oderAuxiliarbrigaden zu unterscheiden,
denen zwar Schweizer angehörten, die
aber unter französischem Oberkom-
mando standen. Sie leisteten für Napo-
leon auch imAusland Kriegsdienste.

Die helvetische Truppe war von An-
fang an bei der Bevölkerung nicht son-
derlich beliebt. Faktisch unterstützte sie
die französischen Besatzungstruppen,
trieb die verhasste Kriegssteuer ein und
kämpfte im Stecklikrieg 1802 gegen ihre
Landsleute. So fehlten zusehends Frei-
willige,Anfang des Jahres 1803 hatte die
Truppe nur noch 1605 Mann statt wie
einst geplant 3000. Zugleich drängten
die Kantone, die sich gegen die Franzo-
sen wehrten, die helvetische Regierung
von Bern nach Lausanne ab.

Die Regierung hatte überdies kein
Geld mehr, um den Soldaten ihren Sold
auszurichten, auch die Pensionen an die
Familien der Gefallenen oder die Ren-
ten anKriegsinvalidebliebenaus.Siewar
nicht einmal mehr in der Lage, offene
Rechnungen für Fleischlieferungen zu
begleichen.Insgesamt schuldete der hel-
vetischeStaat seinenMilitärangehörigen
über 100 000 Franken, was die im Bun-
desarchiv in Bern liegenden und vom
Zürcher Staatsarchivar Johannes Strick-
ler edierten helvetischenAkten zeigen.

Paris nutzt das Machtvakuum

In dieser Misere beauftragte die hel-
vetische Regierung das Finanzdeparte-
ment, Vorschläge zur Lösung der Pro-
bleme zu machen.Noch bevor es so weit
war,wurde die Regierung aufgelöst, und
Frankreich inthronisierte den Freibur-
gerAristokraten Louis d’Affry als Land-
ammann des Schweizer Staatenbundes;
in dieser Funktion nahm d’Affry die als
Wünsche getarnten Befehle aus Paris
entgegen. Zudem sah die in Paris unter-
zeichnete neue Verfassung der Schweiz
kein stehendes Heer mit Berufssoldaten
mehr vor. Einzelne grössere Kantone
planten jedoch, eigene kleine stehende
Truppen aufzubauen. Dabei wurde er-
wogen, diese aus den Soldaten der hel-
vetischenTruppe zu rekrutieren.An der
kommenden Tagsatzung im Sommer
sollte darüber entschieden werden.

Doch die Franzosen kamenmit ihrem
Plan allen zuvor. Der in der Schweiz
eingesetzte General Michel Ney hatte
in einem Brief an Napoleon auf die
von der Helvetischen Republik besol-
dete Truppe aufmerksam gemacht und
schlug vor, diese von der Schweiz nicht
mehr benötigten Soldaten in die dezi-
mierten helvetischen Halbbrigaden ein-
zugliedern, also jene Truppen, die unter
französischem Kommando standen und
überall auf dem europäischen Festland
eingesetzt werden konnten.

Michel Ney erhielt aus Paris bald Be-
scheid, die Französische Republik über-
nehme die Soldaten «mit Vergnügen»,
wie Ney in seinen Memoiren festgehal-
ten hat. Sie sollten,wie der Berner Patri-
zier und Historiker Johann Anton von
Tillier (1792–1854) später notierte, be-
reits am 10.Mai 1803 ins Ausland ab-

marschieren.Wie es scheint, hatte Land-
ammann Louis d’Affry nichts dagegen
einzuwenden. Für ihn hatte sich ja da-
mit auch die Frage erledigt, wie die hel-
vetische Truppe bis zur Tagsatzung im
Sommer zu finanzieren sei.

Die Nachricht von der Übernahme
der helvetischen Truppe durch Frank-
reich verbreitete sich in der Schweiz
schnell. Die «Zürcher Zeitung» schrieb
am 25. Januar 1803, «dass Frankreich
sich dieser regulierten Truppe anneh-
men und derselben künftiges Schick-
sal versichern und bestimmen werde».
Die Truppe werde dabei «nicht nur
nicht aufgelöst, sondern im komplet-
ten Zustand erhalten bleiben». Am
14. Februar 1803 verkündete Napoleon
offiziell, dass derjenige Teil der helveti-
schen Truppe, der nicht von den Kan-
tonen übernommen werde, in die Halb-
brigaden integriert werde.

In der helvetischen Regierung war
man sich durchaus klar darüber, dass
mit einer Übernahme der helvetischen
Truppe durch Frankreich bestehende
Verträge gebrochen werden. In einem
Memorandum hielt sie fest, Zweck der
Truppe seien die Aufrechterhaltung der
Verfassung der Republik und der Schutz
der gesetzlichen Ordnung im Vater-
lande: «Kein Soldat oder Offizier kann
gezwungen werden, in einen fremden
Dienst überzutreten (. . .) Der helveti-
sche Staat ist nicht befugt, Bürger zum
Militärdienst aufzurufen und sie dann
als Söldner einer fremden Macht zu
überlassen.» Das so formulierte Memo-
randum legte die helvetische Regierung
jedoch am 26. Februar ad acta.

Als Louis d’Affry am 10.März 1803
feierlich als erster Landammann der
Schweiz eingesetzt wurde, stand die hel-
vetische Truppe bereits mit den franzö-

sischen Truppen Spalier. In einem Brief
an die abtretende helvetische Regierung
entschuldigte sich der Landammann für
sein Vorgehen damit, dass die Truppe
eine zu grosse Last für das Land ge-
worden sei. Mit der neuen Regelung
könnten viele Ausgaben fortan vermie-
den werden.Von den Kantonsregierun-
gen war kaum Widerstand gegen diese
Übergabe zu erwarten. Auch sie waren
froh, die finanzielleVerpflichtung für die
wenig geliebten Soldaten der ersten ge-
samtschweizerischenArmee los zu sein.

Wachsende Unruhe

Und die Soldaten, deren Dienst lautVer-
trag auf die Schweiz beschränkt war? Sie
kamen meist aus den untersten Schich-
ten, hatten oft kein Auskommen und
waren, wie der französische Komman-
dant Michel Ney in seinen Memoiren
schrieb, auch Aussenseiter, «die jeder-
mann vom häuslichen Herd verstiess».
Sie wurden in keiner Weise zu ihren
Wünschen oder Sorgen befragt.

Der Historiker Johann Anton von
Tillier hielt später fest: «Sowohl wegen
der hilflosen Lage, in welcher die helve-
tische Regierung sie gelassen, zum Teil
auch wegen Sorge betreffend möglichen
Übertritts in den französischen Kriegs-
dienst war die Stimmung bei den hel-
vetischen Truppen angespannt»; Land-
ammann d’Affry hatte die Truppe erst
kurz vor der Übergabe in einer theatra-
lischen Rede vor vollendete Tatsachen
gestellt. Zudem hatte sich das Gerücht
verbreitet, die Soldaten sollten in den
französischen Kolonien in der Karibik
eingesetzt werden, um die vom Gelbfie-
ber hinweggerafften französischen Sol-
daten zu ersetzen und einen grossen
Sklavenaufstand zu bekämpfen.

Louis d’Affry dürfte geahnt haben,
dass die helvetische Truppe den Über-
gang in die französische Armee und
damit das Los, ihre nächste Zeit auf
den Kriegsschauplätzen Napoleons zu
verbringen, nicht einfach akzeptieren
würde. Er versprach den Soldaten, den
noch ausstehenden Sold zu entrichten
und sie mit neuer Kleidung auszustat-
ten. Aber sie liessen sich nicht besänf-
tigen. Am 26. März 1803, einige Tage
vor dem befohlenen Abmarsch nach
Frankreich, setzten sich die Soldaten
in Bern zur Wehr. Davon zeugen zwei
Quellen. Zum einen derAugenzeugen-
bericht des Aristokraten, Offiziers und
Historikers Karl Ludwig Stettler, zum
anderen die Botschaft, die der franzö-
sische General Michel Ney kurz nach
dem Vorfall an Landammann Louis
d’Affry schickte.

Das Zeichen zum Aufstand

Was geschah also an diesemAbend?Die
Soldaten hatten einen Vorschuss ihres
Soldes erhalten und zechten bis weit in
die Nacht hinein in den Wirtshäusern
der Stadt Bern. Dann kehrten sie in die
Kasernen zurück. Die Rechnung der
Mächtigen schien aufzugehen. Aber
noch vor Mitternacht ertönte in der ers-
ten Kaserne die Trompete des Toggen-
burgers Joachim Bösch. Mit Trommel-
schlägen wurde darauf geantwortet.Das
war das Zeichen zumAufstand.Die Sol-
daten der helvetischen Truppe zogen
gegen Zeughaus und Stadttor. Dabei
wurde ein französischer Soldat tödlich
getroffen, mehrere erlitten Verletzun-
gen. Aber die Truppe war schlecht vor-
bereitet und sah bald ein, dass sie chan-
cenlos war gegen die vor Ort anwesen-
den französischen Truppen. Die helve-
tischen Soldaten zogen sich nach einer
längeren Diskussion schliesslich zurück.

Erreicht hatten sie etwas, was sie
wohl nicht hatten erwarten dürfen:
Die Berner Bevölkerung nahm, wie
der Zeitzeuge Karl Ludwig Stettler be-
richtete,Anteil an ihrem Schicksal, weil
sie «wie Sklaven den Franken überlas-
sen werden» sollten. Das änderte je-
doch nichts. Am nächsten Tag schon
wurde jener Soldat, der den Franzosen
erschossen hatte, nach der Verurteilung
durch ein eilends einberufenes Kriegs-
gericht auf dem Waisenhausplatz hin-
gerichtet. Auch der Trompeter Joachim
Bösch wurde zum Tode verurteilt. Ein
Revisionsgericht ermässigte wenig spä-
ter die Strafe auf fünfzehn Jahre Ket-
tenhaft, wie die «Zürcher Zeitung» am
1.April 1803 schrieb.

Von Joachim Bösch weiss man dank
einem Schreiben des Landammanns
auch, dass die Gemeinde Alt St. Johann
sich für seinen Bürger eingesetzt hatte.
Sie bat, «in Rücksicht seiner sonst guten
Aufführung und der traurigen Um-
stände, in welchen sich seine Eltern be-
finden, die ganze Strafzeit möchte nach-
gelassen werden». Landammann d’Affry
antwortet am 1. Juni 1803 ablehnend.

Am 27.März 1803, am Tag nach dem
Aufstand, ging alles sehr schnell. Schon
am Mittag mussten die Truppen abmar-
schieren. Als an der Grenze zu Frank-
reich der ausstehende Sold ausbezahlt
wurde, nutzten dies viele Soldaten, um
ihrem Schicksal zu entkommen. Es
desertierten so viele Soldaten, dass sich
Landammann Louis d’Affry gezwungen
sah, Fahnenflüchtige mit einem Erlass
vor rigoroser Strafverfolgung zu war-
nen – und dies, obwohl sie eigentlich
im Recht waren und Frankreich sie zu
einem Einsatz zwingen wollte, der ver-
traglich nicht vorgesehen war.

WichtigsteQuellen:Missivenbücher des Land-
ammanns der Schweiz (Bundesarchiv Bern).
Actensammlung aus der Zeit der Helvetischen
Republik (1798–1803). Aus den Erinnerungen
Karl Ludwig Stettlers, Neues Berner Taschen-
buch, Band 32 (1926). Tillier, Geschichte der
Helvetischen Republik, Band 3, 1843. Tillier,
Geschichte der Eidgenossenschaft unter der
Herrschaft der Vermittlungsakte, Band1, 1846.

Peter Moser hat während fünfzig Jahren die
Zeitschrift «Information Philosophie» heraus-
gegeben. Thomas Bolli ist freier Journalist.

Füsiliere der helvetischen Legion. VEREIN SCHWEIZER ARMEEMUSEUM

«Der helvetische Staat
ist nicht befugt, Bürger
zum Militärdienst
aufzurufen und sie
dann als Söldner
einer fremden Macht
zu überlassen.»
Memorandum
der helvetischen Regierung
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Der Fluch
auf den Innerschweizer Parteichefs
Marcel Dettling wird neuer SVP-Präsident – das schürt Spekulationen über seine weitere Karriere

ERICH ASCHWANDEN

Schon am Hochamt der SVP Schweiz
auf dem Albisgütli lobte alles, was in
der Partei Rang und Namen hat, Mar-
cel Dettling über den grünen Klee. Will
man dem Fraktionschef Thomas Aeschi
und Co. glauben, hatte die SVP noch nie
einen idealeren Mann für die Besetzung
ihres Präsidiums. Seit Montag ist es nun
offiziell: Der Nationalrat aus Oberiberg
im Kanton Schwyz ist der einzige Kan-
didat für dieses Amt. Die Wahl an der
Delegiertenversammlung vom 23. März
ist reine Formsache.

Noch vor seiner offiziellen Wahl be-
ginnen die Spekulationen für seine wei-
tere Karriere. Es stellt sich die Frage,
ob das neue, exponierte Amt Dettlings
Chancen auf die Wahl in die Landes-
regierung erhöht oder ob es ihm scha-
det. Der Politologe Adrian Vatter hat
die Wahlchancen für den Bundes-
rat untersucht. «Das Parteipräsidium
ist kein grosses Plus, aber auch kein
grosses Hindernis auf dem Weg in die
Regierung», erklärt der Direktor des
Instituts für Politikwissenschaft der
Universität Bern.

Steineggers tragisches Scheitern

Ein weitaus wichtigerer Faktor für ein
künftiges Mitglied der Landesregie-
rung ist laut Vatter die Verankerung
innerhalb der eigenen Partei. Diese
ist bei Dettling zumindest momentan
noch hervorragend. Der Bergbauer ist
der absolute Wunschkandidat der SVP
und versteht sich fast mit allen in der
Partei und der Fraktion bestens. Man
hört praktisch kein schlechtes Wort
über ihn aus Parteikreisen. Doch eines
muss Dettling zu denken geben, sollte
er Bundesratsambitionen hegen: Auf
Parteipräsidenten aus der Innerschweiz
liegt eine Art Fluch.

Alle bürgerlichen Parteipräsidentin-
nen und -präsidenten aus den Kanto-
nen Uri, Schwyz und Obwalden sind in
den letzten Jahrzehnten bei der Wahl
in die Landesregierung gescheitert. Ge-
radezu tragisch spielte das Schicksal
Franz Steinegger mit. Der charismati-
sche Urner stand der FDP von 1989 bis
2001 vor.Trotz seinen Qualitäten als ge-
wiefter Taktiker und glänzender Orga-
nisator scheiterte er zweimal. 1989 zog
ihm die Vereinigte Bundesversammlung
den Unternehmer Kaspar Villiger vor.
Der Luzerner ist bis jetzt der letzte
Magistrat aus der Innerschweiz. Villi-
ger war nie Parteipräsident.

Zum Stolperstein für den mittler-
weile 80-jährigen Steinegger wurde da-
mals, dass er im Konkubinat lebte. Vor
35 Jahren war dies für konservative
Kreise im Parlament ein Hinderungs-
grund für die Wahl in die Landesregie-
rung. 2003 waren seine persönlichen
Lebensverhältnisse kein Thema mehr,
und so galt der kantige Urner National-
rat als fast natürlicher Nachfolger von
Villiger. Doch diesmal verschmähte ihn
seine Fraktion bereits bei der internen
Ausmarchung. Steinegger galt bei sei-
nem zweiten Anlauf als zu alt, ausser-
dem hatte die FDP unter seiner Führung
bei den Nationalratswahlen Verluste er-
litten. Die FDP setzte auf den schliess-
lich gewählten Ausserrhoder Ständerat
Hans-Rudolf Merz und die Bernerin
Christine Beerli.

Ebenfalls Bundesratsambitionen
hegte der Obwaldner Nationalrat Adal-
bert Durrer, der von 1997 bis 2001 die
CVP präsidierte. Er schaffte es 1999 bei
der Nachfolge von Flavio Cotti bis in den
viertenWahlgang,musste dann aber dem

Freiburger Joseph Deiss denVortritt las-
sen. Durrers Antreten war parteiintern
umstritten, musste er sich doch vorwer-
fen lassen, er stelle als Parteipräsident,
der eigentlich neutral sein müsste, seine
eigene Kandidatur in den Vordergrund.

Mit dem Zuger Gerhard Pfister hat
die Mitte-Partei derzeit einen Präsiden-
ten aus der Innerschweiz, dem fast alle
in der Vereinigten Bundesversammlung
die Fähigkeiten für das Bundesratsamt
zutrauen. So ist es kein Wunder, dass
sein Name 2018 und im vergangenen
Dezember erneut im Zusammenhang
mit angeblichen Geheimplänen in den
Medien auftauchte. Doch wie meist in

solchen Fällen spielte Pfister am Wahl-
tag letztlich keine Rolle.

So muss Pfister auf eine offizielle
Chance warten. Diese könnte 2027 bei
den nächsten Gesamterneuerungswah-
len kommen, oder wenn Viola Amherd
früher zurücktritt. Doch gemäss vielen
Beobachtern hat der Mitte-Präsident
das bei der letzten Wahl vorhandene
Momentum nicht genutzt. Pfister ist be-
reits 61 Jahre alt. Ausserdem gilt er als
starker und einflussreicher Parteipräsi-
dent, der externen und internen Kon-
flikten selten aus dem Weg geht. Leute
mit einem solch kantigen Profil wählt
die Vereinigte Bundesversammlung nur
selten in die Regierung.

Mit Petra Gössi hat Bundesbern eine
ehemalige Parteipräsidentin aus der
Innerschweiz. Der Schwyzerin ist nach
dem eher unglücklichen Abgang an der
FDP-Spitze mit der Wahl in den Stände-
rat zwar ein politisches Comeback ge-
glückt. Doch parteiintern dürfte sie für
eine Bundesratskandidatur nicht mehr
infrage kommen.

Kompromittiert Marcel Dettling mit
der Übernahme des Parteipräsidiums
also seine Chancen auf den Einzug ins
Bundesratszimmer? Nicht unbedingt.
Es gibt einige Gründe, die dagegen-
sprechen. So hat keine andere Par-
tei in den letzten Jahren mehr Partei-
präsidenten in den Bundesrat gehievt
als die SVP. Das höchste Parteiamt
scheint schon fast ein Freifahrtschein
für höhere Aufgaben zu sein. Seit
1988 haben Adolf Ogi (Parteipräsident
1984–1988), Ueli Maurer (1996–2008)
und Albert Rösti (2016–2020) diesen
Sprung geschafft. Hätte er es gewollt,
wäre wohl auch Toni Brunner (2008–
2016) Teil dieser Galerie.

Friedli in der Favoritenrolle

Politische Naturtalente wie Doris Leut-
hard, die von 2004 bis 2006 die Mitte-
Vorgängerpartei CVP leitete und an-
schliessend von 2006 bis 2018 in der
Landesregierung politisierte, schaffen
es auch in anderen Parteien. Wenn sie
denn nicht aus der Innerschweiz kom-

men, sondern aus dem nahe gelegenen
Aargauer Freiamt.

Eine Überfliegerin könnte vorerst
auch Dettlings Ambitionen im Wege
stehen. Mit der St. Galler Ständerätin
Esther Friedli verfügt die SVP nämlich
über eine Politikerin, die viele in der Par-
tei als ideale Bundesrätin sehen. Sollte
die Lebenspartnerin von Toni Brunner
nach dem Rücktritt von Guy Parmelin
tatsächlich Ambitionen auf das höchste
Exekutivamt anmelden, hätte sie wohl
parteiintern und in der Vereinigten Bun-
desversammlung sehr gute Chancen.

Für Dettling muss dies keineswegs
das Ende aller Träume bedeuten. Mit
seinen bald 43 Jahren hat der designierte
Nachfolger von Marco Chiesa noch viel
Zeit. Seine Bewährungszeit, um viel-
leicht dereinst das erste Bundesratsmit-
glied aus dem Kanton Schwyz zu wer-
den, beginnt nach dem 23. März.

Mit Marcel Dettling hat sich derWunschkandidat der SVP bereit erklärt, das Parteipräsidium zu übernehmen. VALENTIN HEHLI / AZM

Pflegende unterminieren die Argumentation der Gewerkschaften
Teile der Linken wollen die grösste Gesundheitsreform mit dem Referendum stoppen – doch die angeblich Leidtragenden machen nicht mit

SIMON HEHLI

Gleich vier Leute aus der Pflege plus
eine Hebamme hatte die Gewerkschaft
VPOD vor gut einer Woche aufgebo-
ten. Ihre Aufgabe: Darüber zu klagen,
welch schlimme Folgen die einheitliche
Finanzierung ambulanter und stationä-
rer Leistungen (Efas) für die Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen hätte – ins-
besondere in den Pflegeheimen. Damit
wollte der VPOD das Referendum legi-
timieren, das er gegen die Grossreform
ergriffen hatte.

Ein Knackpunkt ist die Alterspflege.
Die Kantone haben erfolgreich da-
für lobbyiert, dass diese langfristig Teil
von Efas wird. Sie wollten die Kosten-
steigerungen in den Pflegeheimen nicht
mehr länger allein tragen, wie das mit
dem alten System der Fall war. Ein grös-
serer Teil soll über die Grundversiche-
rung finanziert werden – deshalb war-
nen auch manche Krankenkassen vor
höheren Prämien. Die Gewerkschaf-
ten fürchten, dass dieser Kostendruck

sich negativ auf die Heime auswirke:
«Personalschlüssel und Gehälter wer-
den die Hebel für Einsparungen sein»,
schreibt der VPOD. Es würden also tie-
fere Löhne und personell schlechter aus-
gestattete Teams drohen.

Die Befürworter von Efas hingegen
hoffen, dass durch die neue Finanzie-
rung viel mehr Behandlungen ambu-
lant stattfinden werden und nicht mehr
in Spitälern oder Pflegeheimen. Das
sollte das Kostenwachstum dämpfen,
weil ambulante Leistungen in den meis-
ten Fällen deutlich günstiger sind. Eine
vom VPOD eingeladene Pflegefachfrau
hält das für ein Märchen: «In Wirklich-
keit geht es nicht um irgendwelche Ein-
sparungen, sondern nur um eine andere
Verteilung der Kosten zugunsten der
Privatwirtschaft.»

Verband für Stimmfreigabe

Zwar verweist der VPOD auch etwas
nebulös darauf,dass die den Linken gene-
rell suspekten Krankenkassen durch Efas

mehr Macht erhalten würden, weil sie
künftig einen noch grösseren Anteil der
Gelder im Gesundheitswesen verwalten
könnten. Doch die Referendumskampa-
gne stützt sich hauptsächlich auf die Rolle
der Pflegenden ab.Das ist eigentlich eine
geschickte Strategie. Die Pflegenden ge-
niessen in der Bevölkerung viel Sympa-
thie. Und sie sind zu einer politischen
Macht geworden,wie sich bei der Pflege-
initiative gezeigt hat:61 Prozent der Stim-
menden nahmen das Volksbegehren im
November 2021 an.

Nur gibt es da nun ein Problem: Die
Pflegenden wollen sich nicht von den Ge-
werkschaften instrumentalisieren lassen.
Kürzlich hat der Zentralvorstand des
Verbandes der Pflegefachkräfte (SBK)
einstimmig entschieden, sich nicht zum
Referendum gegen Efas zu positionieren.
Zudem hat der Zentralvorstand Stimm-
freigabe beschlossen, falls die nötigen
50 000 Unterschriften für eine Volks-
abstimmung zustande kommen.

Einerseits will der SBK seine Kräfte
zur Umsetzung der Pflegeinitiative ein-

setzen. Andererseits hält der Verband
Efas aber offenbar für weit weniger ris-
kant für die eigenen Leute, als dies die
Gewerkschaften tun. Viele Punkte, die
sie kritisiert hätten, seien in das Ge-
setz aufgenommen worden, betonen
die Pflegefachleute. So sei in den Über-
gangsbestimmungen geregelt, dass die
neuen Tarife in der Langzeitpflege kos-
tendeckend sein müssten.

Selbst die SP ist gespalten

Damit entkräftet der SBK die Befürch-
tung, dass der Effizienzdruck die Situa-
tion der Pflegenden in einigen Jahren
weiter verschlechtern könnte. Ohnehin
sind die düsteren Prophezeiungen der
Gewerkschaften fragwürdig. Bereits
heute herrscht akuter Personalmangel
in der Langzeitpflege, und dieser dürfte
sich zuspitzen: Bald kommen geburten-
starke Jahrgänge in ein Alter, in dem sie
Pflege benötigen werden. Die Gesund-
heitsinstitutionen werden es sich nicht
erlauben können, noch mehr Fachkräfte

mit schlechten Arbeitsbedingungen aus
dem Beruf zu vertreiben.

Für die Gewerkschaften ist die aus-
bleibende Unterstützung der Pflegen-
den ein empfindlicher Rückschlag in
ihrem Kampf gegen Efas. Eine Abstim-
mung wäre für sie aber auch sonst nicht
einfach zu gewinnen. Denn für einmal
stehen alle wichtigen Akteure der Ge-
sundheitsbranche mehr oder weniger
dezidiert hinter dieser Reform, von
den Ärzten über die Spitäler bis zu den
Krankenkassen.

Und auch die SP, natürliche Alliierte
der Gewerkschaften, ist gespalten. In
der Schlussabstimmung im Nationalrat
stimmte eine relativ knappe Mehrheit
der Fraktion für Efas. Selbst im Co-Prä-
sidium war man sich nicht einig: Cédric
Wermuth sagte Nein, Mattea Meyer Ja.
Farah Rumy, die einzige Pflegefachfrau
in den Reihen der Sozialdemokraten
und Co-Präsidentin des SBK Aargau-
Solothurn, enthielt sich der Stimme –
und nahm damit die neutrale Haltung
ihres Verbandes vorweg.

Franz Steinegger
Ehemaliger
FDP-PräsidentN

ZZ

Keine andere Partei hat
in den letzten Jahren
mehr Parteipräsidenten
in den Bundesrat
gehievt als die SVP.


